
Der Obmann einer Agrarge-
meinschaft beraumte eine Voll-
versammlung (verschiedentlich
auch Generalversammlung ge-
nannt) an. In der schriftlichen
Einladung zur Vollversammlung
wurde u.a. die Tagesordnung in
einem Punkt wie folgt bekannt
gegeben „Beschlussfassung
über den geplanten Zu- und Um-
bau der Genossenschaftshütte;
der Plan liegt zur Einsichtnahme
im Gemeindeamt und bei der
Generalversammlung auf“.

Verzögerung des
Bauvorhabens

Im Protokoll über die Voll-
versammlung der Agrarge-
meinschaft ist zur Diskussion
und Beschlussfassung über
diesen Tagesordnungspunkt
u.a. Folgendes vermerkt:

„Der Zu- und Umbau der
Genossenschaftshütte wurde

diskutiert, wobei sich auch der
Beschwerdeführer zu Wort
meldete und Äußerungen ab-
gab. Von einem Mitglied der
Agrargemeinschaft wurde dem
Beschwerdeführer vorgewor-
fen, er wolle den Bau der Ge-
meinschaftshütte nur hinaus zö-
gern, was vom Beschwerdefüh-
rer letztlich auch bestätigt wur-
de. Die Vollversammlung be-
schloss den geplanten Zu- und
Umbau der Genossenschafts-
hütte. Vorher wurden die Bau-
maßnahmen erläutert. Der Be-
schwerdeführer wollte sich
noch einmal zum Umbau zu
Wort melden. Dies wurde ihm
vom Obmann nicht gestattet“.

Einspruch bei der 
Agrarbehörde

Der Beschwerdeführer
wandte sich mit Einspruch an
die Agrarbehörde u.a. mit der

Begründung „weil seine Wort-
meldung zur Beschlussfassung
über den geplanten Zu- und
Umbau der Genossenschafts-
hütte verhindert worden sei“.
Die Agrarbehörde hat über die-
sen Beschwerdepunkt „bezüg-
lich der Vorgangsweise im
Rahmen der Beschlussfassung
in der Vollversammlung“ ab-
gesprochen und den Einspruch
(die Beschwerde) des über-
stimmten Beschwerdeführers,
also des späteren Beschwerde-
führers beim VwGH, abgewie-
sen. Die Agrarbehörde führte
dazu aus, dass der Inhalt der
Beschlussfassung zum besag-
ten Tagesordnungspunkt be-
reits seit mehreren Jahren The-
ma in der Diskussion der jähr-
lich durchgeführten Vollver-
sammlungen gewesen sei. Wie
sich aus dem Protokoll über
den beeinspruchten Beschluss
der Vollversammlung ergäbe,
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Reden dann, wenn man
etwas zu „sagen“ hat!

von Dr. Josef Guggenberger

Das im Titel angeführte
Sprichwort gilt auch bei
agrargemeinschaftlichen
Versammlungen. Die Voll-
versammlung einer Agrar-
gemeinschaft fasst einen
Mehrheitsbeschluss. Ei-
nem Agrargemeinschafts-
mitglied wurde in der Dis-
kussion zur Beschlus-
sfassung vom Obmann
keine zweite Wortmel-
dung gestattet. Dagegen
setzte sich das betroffene
Agrargemeinschaftsmit-
glied - im folgenden Be-
schwerdeführer genannt -
bis hin zum Verwaltungs-
gerichtshof zu Wehr - aber
erfolglos.

>

Ein Agrargemein-
schaftsmitglied wollte
den Bau einer Genos-

senschaftshütte
verzögern
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sei auch bei dieser letzten Voll-
versammlung eine ausführli-
che Diskussion über dieses
Thema durchgeführt worden.
Dem Obmann der Agrarge-
meinschaft müsse zugestanden
werden, umfangreiche Diskus-
sionen zum Beschlussthema
zum gegebenen Zeitpunkt
durch die zu erfolgende Ab-
stimmung über den Gegen-
stand des Tagesordnungspunk-

tes zu beenden. Es erscheine
der Agrarbehörde als nicht tun-
lich, einen ordnungsgemäß zu-
stande gekommenen Vollver-
sammlungsbeschluss nur des-
halb zu beheben, weil sich ein-
zelne Mitglieder ihrer Ansicht
nach nicht ausreichend zu die-
sem Thema geäußert hätten.
Der Obmann habe vielmehr
die Aufgabe, dafür zu sorgen,
dass Diskussionen zu einzel-
nen Themen nicht ausuferten
und dass die Vollversammlung
ein den anwesenden zumutba-
res zeitliches Ausmaß nicht
überschreite.

Der Beschwerdeführer
brachte gegen die Entschei-
dung der Agrarbehörde auch in
diesem Punkt eine Berufung
ein. Die diktatorische Vor-
gangsweise des Obmannes, so
der Beschwerdeführer, wider-
spreche der demokratischen
Verwaltungsordnung bzw. jeg-
licher vereinsmäßiger Behand-
lung von Tagesordnungspunk-
ten. Wenn den Mitgliedern
nicht einmal Redefreiheit in
beschränktem Maße einge-
räumt werde, sei eine Abstim-
mung über Anträge unzulässig
bzw. erhebe sich die Frage,
warum überhaupt Generalver-
sammlungen anberaumt wür-
den.

Beim Landesagrarsenat
keinen Erfolg

Auch bei der Berufungs-
behörde, beim Landesagrarse-
nat, hatte der Beschwerdefüh-
rer keinen Erfolg. Seine Beru-
fung wurde abgewiesen. Zur
Verweigerung eines Debatten-

beitrages für den Beschwerde-
führer führte der LAS aus, dass
der Sachverhalt hinsichtlich
des Zu- und Umbaues der Ge-
nossenschaftshütte allen Mit-
gliedern der Agrargemein-
schaft lange bekannt gewesen
sei. Faktum sei, dass der Be-
schwerdeführer in der Vollver-
sammlung seine Rechtsansicht
hinsichtlich der Gemein-
schaftshütte ohnehin dargelegt
habe; er habe also die Mög-
lichkeit erhalten, seine Auffas-
sungen zur Gemeinschaftshüt-
te kund zu tun. Die Nichtertei-
lung des Wortes zu diesem Ta-
gesordnungspunkt stelle somit
keine derart grobe Verletzung
demokratischer Gepflogenhei-
ten dar, die geeignet wäre,
eine wesentliche Verletzung
der Mitgliedschaftsrechte des
Beschwerdeführers auf die
Teilhabe an der Willensbildung
der Agrargemeinschaft zu be-
wirken. 

Auch mit dieser Entschei-
dung durch die Berufungs-
behörde war der Beschwerde-
führer nicht einverstanden. Er
wandte sich an den Verfas-
sungsgerichtshof und an den
Verwaltungsgerichtshof. Der
Verfassungsgerichtshof lehnte
die Behandlung der Beschwer-
de ab und trat sie dem Verwal-
tungsgerichtshof zur Entschei-
dung ab. Der Beschwerdefüh-
rer bringt zur Verweigerung ei-
ner Wortmeldung in der Voll-
versammlung vor, es sei un-
richtig, dass die Mitglieder der
Agrargemeinschaft schon
durch frühere Vollversamm-
lungen Kenntnis von seiner
Meinung gehabt hätten.
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VwGH verwarf Argumen-
tation des Beschwerde-
führers

Auch der Verwaltungsge-
richtshof verwarf die Argu-
mentation des Beschwerdefüh-
rers:

Es könne dahingestellt
bleiben, so der VwGH, ob der
Obmann dem Beschwerdefüh-
rer zu Recht in Zusammenhang
mit der Beschlussfassung (Zu-
und Umbau der Gemein-
schaftshütte) das Wort nicht er-
teilt habe. Selbst wenn diese
Vorgangsweise rechtswidrig
gewesen wäre, wäre für den
Beschwerdeführer daraus
nichts zu gewinnen. Durch Be-
schlussfassung zum Zu- und
Umbau der Gemeinschaftshüt-
te sei ein Eingriff in materielle
Rechte des Beschwerdeführers
gar nicht erfolgt. Der Be-
schwerdeführer konnte viel-
mehr im gesamten Verwal-
tungsverfahren wie auch im
Verfahren vor dem VwGH
nicht einmal einen Zusammen-
hang zwischen dem Beschluss
zum Zu- und Umbau der Ge-
meinschaftshütte und dessen
Kaser-Rechten (Mitglieder
dieser Agrargemeinschaft ha-
ben auf der Agrargemein-
schaftsalm auch Hüttenplatz-
rechte, sog. Kaserrechte) ge-
schweige denn einen Eingriff
in diese Rechte aufzeigen.
Zwischen der Verweigerung
der Worterteilung und der
Feststellung, dass der Be-
schwerdeführer durch den Be-
schluss über den Zu- und Um-
bau nicht in seinen Rechten
verletzt wurde, besteht daher

kein Zusammenhang. Daraus
folge aber, dass auch die
Nichtzulassung des Beschwer-
deführers zur Wortmeldung
seine Rechte nicht verletzt
habe. Auch die eine Willens-
bildung tragende Mehrheit ei-
ner Körperschaft habe An-
spruch auf Schutz vor einer
Minderheit, welche die Hand-
lungsfähigkeit der Körper-
schaft auf dem Wege der Beru-
fung auf sie in ihren materiel-
len Rechten gar nicht verlet-
zender Verstöße von Organisa-
tions- oder Verfahrensnormen
zu beeinträchtigen sucht (so
das hier in Teilen wieder gege-
bene VwGH-Erkenntnis vom
3.7.2003, Zl. 2002/07/0156,
worin der VwGH auf seine
Vorjudikatur in der Entschei-
dung vom 19.5.1994,
94/07/0045 verweist). 

Schlussfolgerungen und
wesentliche Feststellun-
gen für Agrar- und Brin-
gungsgemeinschaften

Der Obmann einer Agrar-
gemeinschaft (alle diese Aus-
führungen gelten gleicher-
maßen für Bringungsgemein-
schaften) hat dafür zu sorgen,
dass Vollversammlungen von
Agrargemeinschaften rechtzei-
tig einzuberufen sind. Die Ta-
gesordnung ist in einzelne Ta-
gesordnungspunkte gegliedert,
den Agrargemeinschaftsmit-
gliedern ebenso rechtzeitig be-
kannt zu geben. Nach den
durchwegs für Agrargemein-
schaften bestehenden Satzun-
gen besteht kein Rechtsan-
spruch, wonach noch nach

Versenden der
Tagesordnung
an die Mitglie-
der Wünsche
von Agrarge-
meinschafts-
mitgliedern,
weitere Tages-
ordnungs-
punkte aufzunehmen
- sei dies durch Versenden ei-
ner ergänzten Tagesordnung
oder durch Beschlussfassung
in der Vollversammlung selber
zur Neuaufnahme von weite-
ren Tagesordnungspunkten -
Berücksichtigung finden
müssten. Keine Bestimmung
der Verwaltungssatzung und
auch keine sonstige Bestim-
mung der Rechtsordnung sieht
vor, dass Agrargemeinschafts-
beschlüsse, die über in der Ein-
ladung enthaltene Tagesord-
nungspunkte gefasst wurden,
deswegen rechtswidrig wären,
weil weitere Tagesordnungs-
punkte nicht in die Einladung
aufgenommen worden seien.
Auch zur Aufnahme weiterer
Tagesordnungspunkte in die
Tagesordnung entsprechend
der bei der Vollversammlung
gestellten Anträge besteht kei-
ne Verpflichtung; keine Be-
stimmung des Flurverfas-
sungsrechtes oder der Satzun-
gen für Agrargemeinschaften
sehen eine solche Verpflich-
tung vor. 

Absage an Verzö-
gerungstaktik

Wenn ein Agrargemein-
schaftsmitglied einer Mehr-
heitsbeschlussfassung nicht
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zustimmen kann, dann ist die
Forderung nach weiteren
Wortmeldungen, nach weite-
ren Debattenbeiträgen, um nur
so eine Beschlussfassung und
die Verwirklichung einer Ge-
meinschaftsmaßnahme hinaus
zu zögern, kein geeignetes
Mittel zur Verteidigung der In-
teressen eines Agrargemein-
schaftsmitgliedes. Ein solches
Ansinnen stellt vielmehr ein
nicht demokratisches Verhal-
ten und ein weder durch die
Satzung noch durch das Gesetz
gedecktes Vorgehen bzw. Vor-
haben eines überstimmten
Agrargemeinschaftsmitgliedes
dar. Der Verwaltungsgerichts-
hof und mit ihm die agrar-
behördlichen Vorinstanzen in
Salzburg haben den in seiner
Vorgangsweise nicht gut bera-
tenen Beschwerdeführer in die
Schranken gewiesen. Ein
Agrargemeinschaftsmitglied
soll auf der Grundlage von Ge-
setz und Satzung nur dann re-
den und diskutieren können,
wenn es auch wirklich zur Sa-
che substanziell etwas zu reden
gibt. Das ist auch ein selbstver-
ständliches Grundverhalten für
jedes Agrargemeinschaftsmit-
glied, damit agrargemein-
schaftliche Vollversammlun-

gen in einer für die
anwesenden
Agrargemein-
schaftsmitglieder
zumutbaren Zeit
abgewickelt wer-
den können. Den
dahin gehenden,
völlig zutreffen-
den Ausführungen
der Salzburger

Agrarbehörde ist nichts hinzu
zu fügen.

Obleute müssen nicht
„Rechtsgelehrte“ sein 

In der Praxis sind die
Agrargemeinschaftsfunktionä-
re und besonders die Obleute
durchwegs bemüht, die Rege-
lungen von Gesetz und Sat-
zung bei der Abwicklung von
Vollversammlungen und bei
der Herbeiführung und Kund-
machung von Ausschussbe-
schlüssen genau einzuhalten.
Ganz perfekt ist dennoch nie-
mand; kleine Fehler passieren
in diesen Gemeinschaften mit
oft großer Mitgliederzahl im-
mer wieder. Von den agrarge-
meinschaftlichen Funktionären
kann nicht verlangt werden,
dass sie in jeder und in allen,
manchmal durchaus schwieri-
gen Situationen gleich einem
„Rechtsprofessor“ handeln.
Agrarobleute sind eben durch-
wegs Bauern und nicht Rechts-
gelehrte. Die hier in wesentli-
chen Punkten wiedergegebene
Entscheidung des VwGH
nimmt auf diesen Umstand an-
gemessen Rücksicht. Die Gel-
tendmachung von Formalfeh-
lern bei der Abwicklung von

Vollversammlungen kann für
einen Beschwerdeführer (für
einen Einspruchswerber bei
der Agrarbehörde) nur dann
zum Erfolg führen, wenn
durch einen solchen Fehler
auch tatsächlich in die materi-
ellen Rechte des überstimmten
Agrargemeinschaftsmitgliedes
wesentlich eingegriffen würde.
Bloße Formverletzungen
führen einen Beschwerdefüh-
rer nicht zum Erfolg, wenn er
nicht gleichzeitig nachweist,
dass gerade durch diese oder
jene Formverletzung in seine
Rechte wesentlich eingegriffen
würde. Diese durch den
VwGH nunmehr in mehreren
Entscheidungen zum Ausdruck
gekommene praxisnahe Hal-
tung und Rechtsauslegung für
die bäuerlichen Selbstverwal-
tungsgemeinschaften, wie es
die vielen Agrargemeinschaf-
ten und Bringungsgemein-
schaften in unserem Land sind,
wurde in Tirol in einer Novelle
zum Flurverfassungslandesge-
setz LGBl Nr. 77/1998 auch
auf legistischer Ebene fest ge-
schrieben. Mit diesen Regelun-
gen fahren wir in der Praxis
gut. Bei aller Notwendigkeit
von angemessenem Rechts-
schutz für eine überstimmte
Minderheit, so muss auch der
beschließenden Mehrheit An-
spruch auf Schutz zugestanden
werden. Auch Mehrheitsent-
scheidungen (dazu zählen auch
Wahlen in den Gemeinschaf-
ten!) und von der Mehrheit ge-
tragene Vorhaben müssen in
angemessener Zeit verwirk-
licht werden und Bestand ha-
ben können.
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Ein Agrargemein-
schaftsobmann muss
kein „Rechtsgelehrter“
sein
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